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Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 16/1061, 16/1723 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des 
Gerichtsverfassungsgesetzes und von Verfahrensgeset-
zen des Bundes 

§ 1 

Das Gesetz zur Ausführung des Gerichtsverfassungsgeset-
zes und von Verfahrensgesetzen des Bundes – AGGVG – 
(BayRS 300-1-1-J), zuletzt geändert durch Art. 209 Abs. 1 
des Gesetzes vom 10. Dezember 2007 (GVBl S. 866), wird 
wie folgt geändert:  

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:  

a) Es wird folgender neuer Siebter Teil eingefügt: 

„Siebter Teil 
Aufbewahrung von Schriftgut der Gerichte,  

Staatsanwaltschaften und Justizvollzugsbehörden 

Art. 51a Aufbewahrung von Schriftgut  

Art. 51b Verordnungsermächtigung,  
Aufbewahrungsfristen“ 

b) Der bisherige Siebte Teil wird Achter Teil. 

2. In Art. 1 Satz 2, Art. 4 Satz 1 und Art. 5 Nr. 1 werden 
jeweils nach dem Wort „Justiz“ die Worte „und für 
Verbraucherschutz“ eingefügt. 

3. In Art. 11a werden die Worte „Grundbuchsachen und 
in den anderen Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit einschließlich der“ gestrichen. 

4. In Art. 12 Abs. 2 Satz 2 und Art. 14 Abs. 1 und 2 
Satz 2 werden jeweils nach dem Wort „Justiz“ die 
Worte „und für Verbraucherschutz“ eingefügt. 

5. Art. 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 werden nach dem Wort „Justiz“ die Wor-
te „und für Verbraucherschutz“ eingefügt. 

b) In Abs. 2 werden nach dem Wort „Sozialordnung“ 
die Worte „, Familie und Frauen“ und nach dem 
Wort „Justiz“ die Worte „und für Verbraucher-
schutz“ eingefügt. 

6. In Art. 19 Abs. 1 Satz 1 und Art. 20 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
werden jeweils nach dem Wort „Justiz“ die Worte „und 
für Verbraucherschutz“ eingefügt. 

7. In Art. 27 Abs. 1 Satz 5 werden die Worte „§ 1017 
Abs. 2 und 3 und in § 1022 Abs. 1 der Zivilprozessord-
nung“ durch die Worte „§ 478 Abs. 2 und 3 und in 
§ 482 Abs. 1 des Gesetzes über das Verfahren in Fami-
liensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit (FamFG)“ ersetzt. 

8. In Art. 28 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „§§ 977, 
982, 988, 1002 der Zivilprozessordnung“ durch die 
Worte „§§ 442, 447, 453, 465 FamFG“ ersetzt. 

9. In Art. 34 Satz 1 werden die Worte „§§ 2 bis 34 und 
199 Abs. 2 des Gesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit“ durch die Worte „§§ 2 bis 
110 FamFG“ ersetzt. 

10. Art. 35 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „§ 32“ durch die Worte 
„§ 28“ ersetzt. 

b) In Satz 2 werden nach dem Wort „Justiz“ die Wor-
te „und für Verbraucherschutz“ eingefügt. 

11. Art. 38 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 werden die Worte „§§ 86 bis 99 des Ge-
setzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit“ durch die Worte „§§ 363 bis 373 
FamFG“ ersetzt. 

b) In Abs. 4 Satz 1 werden die Worte „§§ 87, 89 bis 
95 des Gesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit“ durch die Worte 
„§§ 363, 365 bis 370 FamFG“ ersetzt. 

12. In Art. 40 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Jus-
tiz“ die Worte „und für Verbraucherschutz“ eingefügt. 

13. In Art. 41 werden nach dem Wort „Justiz“ die Worte 
„und für Verbraucherschutz“ eingefügt und werden die 
Worte „und Verkehr“ durch die Worte „, Infrastruktur, 
Verkehr und Technologie“ ersetzt. 

14. In Art. 48a Satz 1 und Art. 49 Abs. 3 werden jeweils 
nach dem Wort „Justiz“ die Worte „und für Verbrau-
cherschutz“ eingefügt. 
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15. Es wird folgender neuer Siebter Teil eingefügt:  

„Siebter Teil 
Aufbewahrung von Schriftgut der Gerichte,  

Staatsanwaltschaften und Justizvollzugsbehörden 

Art. 51a 
Aufbewahrung von Schriftgut 

(1) Schriftgut der Gerichte, der Staatsanwaltschaften 
und der Justizvollzugsbehörden, das für das Verfahren 
nicht mehr erforderlich ist, darf nach Beendigung des 
Verfahrens nur so lange aufbewahrt werden, wie 
schutzwürdige Interessen der Verfahrensbeteiligten 
oder sonstiger Personen oder öffentliche Interessen dies 
erfordern.  

(2) Schriftgut im Sinn des Abs. 1 sind, unabhängig von 
ihrer Speicherungsform, insbesondere Akten, Aktenre-
gister, öffentliche Register, Grundbücher, Namenver-
zeichnisse, Karteien, Urkunden und Blattsammlungen 
sowie einzelne Schriftstücke, Bücher, Drucksachen, 
Kalender, Karten, Pläne, Zeichnungen, Lichtbilder, 
Bild-, Ton- und Datenträger und sonstige Gegenstände, 
die Bestandteile oder Anlagen der Akten geworden 
sind.  

(3) 1Dieses Gesetz gilt für die Aufbewahrung von 
Schriftgut der Gerichte, Staatsanwaltschaften und Jus-
tizvollzugsbehörden, soweit nicht Rechtsvorschriften 
des Bundes oder des Landes inhaltsgleiche oder entge-
genstehende Bestimmungen enthalten. 2Die Regelun-
gen über die Anbietungs- und Übergabepflichten nach 
den Vorschriften des Bayerischen Archivgesetzes blei-
ben unberührt. 
 

Art. 51b 
Verordnungsermächtigung, Aufbewahrungsfristen 

(1) Das Staatsministerium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz, das Staatsministerium der Finanzen, das 
Staatsministerium des Innern und das Staatsministeri-
um für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen 
werden ermächtigt, durch gemeinsame Rechtsverord-
nung das Nähere über das aufzubewahrende Schriftgut 
und die hierbei zu beachtenden Aufbewahrungsfristen 
für die Gerichte, Staatsanwaltschaften und Justizvoll-
zugsbehörden zu bestimmen. 

(2) 1Die Regelungen zur Aufbewahrung des Schriftguts 
haben dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, insbe-
sondere der Beschränkung der Aufbewahrungsfristen 
auf das Erforderliche, Rechnung zu tragen. 2Bei der 
Bestimmung der Aufbewahrungsfristen sind insbeson-
dere zu berücksichtigen  

1. das Interesse der Betroffenen daran, dass die zu ih-
rer Person erhobenen Daten nicht länger als erfor-
derlich gespeichert werden,  

2. ein Interesse der Verfahrensbeteiligten, auch nach 
Beendigung des Verfahrens Ausfertigungen, Aus-
züge oder Abschriften aus den Akten erhalten zu 
können,  

3. ein rechtliches Interesse nicht am Verfahren Betei-
ligter, Auskünfte aus den Akten erhalten zu kön-
nen, 

4. das Interesse von Verfahrensbeteiligten, Gerichten 
und Staatsanwaltschaften, dass die Akten nach Be-
endigung des Verfahrens noch für Wiederaufnah-
meverfahren, zur Wahrung der Rechtseinheit, zur 
Fortbildung des Rechts oder für sonstige verfah-
rensübergreifende Zwecke der Rechtspflege zur 
Verfügung stehen.  

(3) Die Aufbewahrungsfristen beginnen, soweit in der 
gemäß Abs. 1 erlassenen Rechtsverordnung nichts an-
deres bestimmt wird, mit dem Ablauf des Jahres, in 
dem nach Beendigung des Verfahrens die Weglegung 
der Akten angeordnet wurde.“  

16. Der bisherige Siebte Teil wird Achter Teil. 

17. Dem Art. 55 wird folgender Abs. 10 angefügt: 

„(10) Für Verfahren, auf die nach Art. 111 des Geset-
zes zur Reform des Verfahrens in Familiensachen und 
in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(FGG-Reformgesetz – FGG-RG) vom 17. Dezember 
2008 (BGBl I S. 2586) die vor Inkrafttreten des FGG-
Reformgesetzes geltenden Vorschriften weiter anzu-
wenden sind, gelten die Vorschriften dieses Gesetzes in 
der bis zum 1. September 2009 geltenden Fassung 
fort.“ 

 

§ 2 
1Dieses Gesetz tritt am 1. September 2009 in Kraft. 2Ab-
weichend von Satz 1 tritt § 1 Nr. 15 betreffend Art. 51a 
AGGVG am 1. Januar 2010 in Kraft.    

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 
 


